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EMPFEHLUNG Nr. 1083/79/EGKS DER KOMMISSION

vom 30. Mai 1979

zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls für bestimmte Bleche aus
Stahl mit Ursprung in Spanien und Herkunft aus einem anderen Drittland

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl , insbeson­
dere auf die Artikel 74 und 86,

gestützt auf die Empfehlung 77/329/EGKS der Kom­
mission vom 15. April 1977 über den Schutz gegen
Praktiken von Dumping, Prämien oder Subventionen
aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl gehörenden Ländern (!), geändert durch die
Empfehlungen Nr. 3004/77/EGKS (2) und Nr. 158/79/
EGKS (3), insbesondere auf die Artikel 17 und 19,
nach Anhörung der in dem durch die Empfehlung
77/329/EGKS vorgesehenen Beratenden Ausschuß
abgegebenen Stellungnahmen,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Kommission hat Basispreise veröffentlicht (4).
Diese werden auf der Grundlage der normalen Preise
oder der niedrigsten normalen Produktionskosten des
Lieferlandes oder der Lieferländer, in denen normale
Wettbewerbsbedingungen bestehen, unter Einbezie­
hung von Transport- und Versicherungskosten sowie
der Zölle ermittelt.

Die Kommission hatte festgestellt, daß Ausführer aus
Spanien und anderen Lieferländern die Basispreise für
die in Artikel 1 dieser Empfehlung genannten Erzeug­
nisse unterschritten hatten und sich daraus eine bedeu­
tende Schädigung ergeben hatte . Sie hatte deshalb mit
Empfehlung Nr. 1704/78/EGKS (5), geändert durch
die Empfehlung Nr. 3140/78/EGKS (6), einen endgül­
tigen Antidumpingzoll für die betreffenden Waren
eingeführt .
1978 waren zwischen der Gemeinschaft und den be­
deutendsten Lieferländern , einschließlich Spaniens,
Vereinbarungen bezüglich des Handels mit Eisen­
und Stahlerzeugnissen geschlossen worden . Die Kom­
mission hatte diese Lösung für zufriedenstellend gehal­
ten .

Unter diesen Umständen hatte die Kommission mit
Empfehlung Nr. 1704/78/EGKS den endgültigen An­
tidumpingzoll ausgesetzt.

Diese Vereinbarungen sind am 31 . Dezember 1978
ausgelaufen . Mit Spanien wurden sie nicht erneuert.
Die meisten der anderen Lieferländer erneuerten sie .
Deshalb nahm die Kommission die Sachaufklärung
wieder auf (7).

Da sich aus der vorläufigen Sachaufklärung ergab, daß
ein Dumping vorlag, daß ferner ausreichende Beweise
für eine Schädigung vorhanden waren und daß die In­
teressen der Gemeinschaft ein unverzügliches Eingrei­
fen erforderten, führte die Kommission durch Empfeh­
lung Nr. 433/79/EGKS (8) einen vorläufigen Antidum­
pingzoll für die betreffenden Einfuhren ein .

Im Verlauf der Sachaufklärung, die nach Einführung
des vorläufigen Antidumpingzolls abgeschlossen
wurde, gab die Kommission den interessierten Par­
teien Gelegenheit, ihren Standpunkt schriftlich darzu­
legen . Sie gab den unmittelbar betroffenen Parteien
Gelegenheit, zu beantragen, ihre jeweiligen Ansichten
mündlich äußern zu können.

Soweit die betroffenen Parteien die Gelegenheit nicht
wahrnahmen, zu den wesentlichen Punkten der Un­
tersuchung ihre Ansichten zu äußern oder Gegenargu­
mente vorzubringen , war die Kommission genötigt,
ihre Schlüsse aus den verfügbaren Tatsachen zu zie­
hen .

Unter diesen Umständen stützte die Kommission ihre
Dumpingberechnungen auf die Basispreise, die auf­
gund der nach den letzten allgemein zugänglichen In­
formationen berechneten Herstellungskosten in
einem Land festgestellt worden waren, das als einer
der rationellsten Erzeuger des betreffenden Produkts
gilt.

Bei der Berechnung dieser Herstellungskosten waren
unter anderem berücksichtigt worden : Rohstoffe
(dazu gehören Roheisen , Sintermetalle, gekörnte Me­
talle, Schrott, Ferrolegierungen und andere eisenhal­
tige Verbindungen und Flußmittel), Energiekosten
(Koks, Heizöl, Elektrizität), Löhne und Gehälter (ein­
schließlich Sozialabgaben), andere Betriebskosten (ein­
schließlich Instandhaltungs- und Beförderungskosten)
und Kapitalzinsen und -kosten . Den Herstellungsko­
sten wurde ein angemessener Betrag für Verwaltungs-,
Verkaufs- und sonstige Gemeinkosten sowie für den
Gewinn zugeschlagen .

(>) ABl . Nr. L 114 vom 5 . 5 . 1977, S. 6 .
(2) ABl . Nr. L 352 vom 31 . 12. 1977, S. 13 .
(3) ABl . Nr. L 21 vom 30 . 1 . 1979, S. 14 .
(4) Siehe Mitteilung der Kommission vom 31 . Dezember
1977 betreffend Basispreise für bestimmte Eisen - und
Stahlerzeugnisse (ABl . Nr. L 353 vom 31 . 12 . 1977, S. 1 ),
geändert durch Mitteilungen vom 1 . April 1978 (ABl . Nr.
L 87, S. 4), vom 13 . Mai 1978 (ABl . Nr. L 126, S. 6), vom
5. Juli 1978 (ABl . Nr. L 183, S. 3) und vom 30 . Dezember
1978 (ABl . Nr. L 372, S. 2).

(5) ABl . Nr. L 195 vom 20 . 7 . 1978 , S. 17.
M ABl. Nr. L 372 vom 30 . 12 . 1978 , S. 1 .

(7) ABl . Nr. C 66 vom 10 . 3 . 1979, S. 3 .
(8 ) ABl . Nr. L 53 vom 3 . 3 . 1979, S. 21 .
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Aus der endgültigen Feststellung des Sachverhalts er­
gibt sich , daß die Industrie der Gemeinschaft durch
die Einfuhren aus Spanien zusammen mit den Liefe­
rungen aus den bedeutendsten Lieferländern, mit de­
nen die Gemeinschaft Stahlvereinbarungen getroffen
hat, erheblich geschädigt wurde bzw. geschädigt wor­
den wäre, wenn die vorläufigen Maßnahmen nicht er­
griffen worden wären .
Unterdessen wurden zwischen der Gemeinschaft und
Spanien Vereinbarungen bezüglich der Direkteinfuh­
ren von Eisen- und Stahlerzeugnissen getroffen .

Diese Vereinbarungen, welche die Gemeinschaft für
befriedigend hält, gestatteten es, durch Empfehlung
Nr. 787/79/EGKS ( J ) die Anwendung des vorläufigen
Antidumpingzolls auf Direkteinfuhren einzustellen .

Die Vereinbarungen mit Spanien stellen jedoch kei­
nerlei Verhaltensregeln für indirekte Einfuhren auf,
die deshalb, wie die vor allem mit Spanien im Jahr
1978 gemachte Erfahrung zeigt, das Gleichgewicht
des gesamten Preisgefüges der europäischen Hersteller
und der Hersteller aus denjenigen anderen Lieferlän­
dern bedrohen, die die Vereinbarungen bezüglich des
Handels mit Eisen- und Stahlerzeugnissen erneuert
haben .

In der gegenwärtigen Krisensituation der gemein­
schaftlichen Eisen- und Stahlindustrie erfordern die
Interessen der Gemeinschaft, daß hinsichtlich der indi­
rekten Einfuhren ein endgültiger Antidumpingzoll
eingeführt wird und die Beträge, die im Rahmen des
vorläufigen Zolls als Sicherheit geleistet wurden, end­
gültig eingezogen werden .

Die Höhe des endgültigen Zolls entspricht dem Un­
terschied zwischen dem von der Kommission für die
betreffenden Waren bekanntgegebenen Basispreis und
dem Preis der Waren bei der Einfuhr in die Gemein­
schaft. Von den Importeuren geltend gemachte Wert­
minderungen, die den zuständigen nationalen Behör­
den gegenüber nachgewiesen werden , sind dabei zu
berücksichtigen —

SPRICHT FOLGENDE EMPFEHLUNG AUS :

Artikel 1

Die spanischen Inlandpreise, soweit sie der Kommis­
sion zugänglich sind, bestätigen die Begründetheit die­
ser Basispreise .

Die Preise für die in der Beschwerde genannten Wa­
ren bei der Einfuhr in die Gemeinschaft wurden mit
diesen Basispreisen verglichen .

Dieser Preisvergleich wurde auf der Basis frei Grenze
der Gemeinschaft, verzollt, angestellt .

Dabei stellte sich heraus, daß die betreffenden Pro­
dukte bei der Einfuhr in die Gemeinschaft zu Preisen
angeboten wurden, die niedriger als die Basispreise
waren, und daß ein Dumping vorliegt, dessen Spanne
dieser Preisunterschreitung entspricht.

Das der Kommission hinsichtlich der Schädigung des
betroffenen Industriezweigs vorgelegte Beweismaterial
läßt darauf schließen , daß die Gesamteinfuhren aus
Japan, der Tschechoslowakei, Schweden, Rumänien,
Österreich, Finnland, Polen, Ungarn, Bulgarien, der
Deutschen Demokratischen Republik und Australien
der betroffenen Waren in die Gemeinschaft von
1 062 000 Tonnen im Jahr 1974 auf 1 460 000 Ton­
nen im Jahr 1977 gestiegen sind, während die Einfuh­
ren der Waren mit Ursprung in Spanien im selben
Zeitraum von 18 000 Tonnen auf 96 000 Tonnen zu­
genommen haben . Daraus ergibt sich, daß die Gesamt­
einfuhren der betreffenden Waren aus den vorgenann­
ten Ländern in der Gemeinschaft einen Marktanteil
von 15,1 v. H. und die Einfuhren der Waren mit Ur­
sprung in Spanien einen Marktanteil von 1 v. H. ha­
ben .

Im Jahr 1978 wurde die Entwicklung des Einfuhrum­
fangs durch Antidumpingmaßnahmen und den Ab­
schluß von Vereinbarungen über den Handel mit
Eisen- und Stahlerzeugnissen zwischen der Gemein­
schaft und den meisten Lieferländern beeinflußt .
Trotzdem konnte Spanien im ersten Halbjahr 1978
einen bedeutenden Marktanteil behaupten .

Die Eisen- und Stahlindustrie befindet sich in einer
Krise, die gekennzeichnet ist durch einen Rückgang
der Produktion der betreffenden Waren in der Ge­
meinschaft um etwa 35 v. H. zwischen den Jahren
1974 und 1978 sowie durch Entlassungen und Arbeits­
zeitverkürzungen für das Personal der betroffenen Un­
ternehmen, das sich zwischen 1974 und 1978 von
780 000 auf 675 000 verminderte, und schließlich
durch eine Schmälerung des Gewinns oder die Hin­
nahme schwerer Verluste durch die meisten der betrof­
fenen Unternehmen.

Die Preise bei der Einfuhr in die Gemeinschaft für
die Waren mit Ursprung in Spanien lagen erheblich
unter den Preisen für Verkäufe in der Gemeinschaft
von diesen Eisen- und Stahlerzeugnissen, die von der
europäischen Industrie hergestellt werden . Derartige
Preisunterschreitungen hinderten die europäischen
Erzeuger, die Orientierungspreise zu erzielen .

( 1 ) Es wird ein endgültiger Antidumpingzoll für fol­
gende Waren mit Ursprung in Spanien eingeführt, die
aus anderen Drittländern eingeführt werden :

Nummer des
Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung

73.13 B I a)
(NIMEXE-Kennziffern
73.13-17, 19 , 21 , 23
und 26)

Bleche aus Stahl , andere als Elektro­
bleche, nur warm gewalzt, mit einer
Dicke von 2 mm oder mehr

(') ABl . Nr. L 99 vom 21 . 4. 1979, S. 31 .
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Artikel 3

In Abweichung von Artikel 1 und 2 werden endgül­
tige Antidumpingzölle nicht erhoben und werden die
im Rahmen des vorläufigen Antidumpingzolls als Si­
cherheit geleisteten Beträge nicht endgültig verein­
nahmt, sondern auf Antrag des Einführers erstattet,
wenn die Lieferungen zum Schiffbau in der Gemein­
schaft bestimmt sind .

Artikel 4

Diese Empfehlung wird den Mitgliedstaaten zugestellt.

Sie tritt für jeden Mitgliedstaat am Tag ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten in Kraft .

(2) Die Höhe dieses Zolls entspricht dem im Zeit­
punkt der Abfertigung der Waren zum freien Verkehr
in der Gemeinschaft bestehenden Unterschied zwi­
schen dem vertragsmäßig vereinbarten tatsächlichen
Preis (Basispreis + Aufschläge) frei Grenze, verzollt,
und dem jüngsten von der Kommission veröffentlich­
ten tatsächlichen Preis (Basispreis + Aufschläge).

(3) Weist der Importeur den zuständigen nationa­
len Behörden jedoch nach , daß die Ursache für die in
vorstehendem Absatz 2 bezeichnete Preisdifferenz
eine Wertminderung aufgrund geringerer Qualität der
Waren gegenüber der niedrigsten in der letzten Be­
kanntmachung der Basispreise durch die Kommission
genannten Qualität ist, so wird der Zoll im gleichen
Maße vermindert.

(4) Für die Erhebung dieses Antidumpingzolls gel­
ten die Zollvorschriften .

Artikel 2

Die im Rahmen des vorläufigen Zolls gemäß der
Empfehlung Nr. 433/79/EGKS als Sicherheit geleiste­
ten Beträge für Waren mit Ursprung in Spanien und
Herkunft aus einem anderen Drittland werden endgül­
tig vereinnahmt, soweit sie den in dieser Empfehlung
festgelegten Zollsatz nicht überschreiten .

Brüssel , den 30 . Mai 1979

Für die Kommission

Wilhelm HAFERKAMP

Vizepräsident


